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BUNDESMINISTERIUM FUR UNTERRICHT, KUNST UND SPORT 

Zl. 13.009/2-111/3/85 

An das 
Präsidium des 
Nationalrates 

in Wien 

Sachbearbeiter: Dr. STIFTER 
Tel.: 6620/2368 
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j Verte! It _____ ��_�_�� __ ��8�_ _ __________ �__________ I 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Vereinsgesetz 1951 geändert wird 
(Vereinsgesetz-Novelle 1985); Stellungnahme 

�1J� 

Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport übermittelt 
in der Anlage 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zum Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Vereinsgesetz 1951 geändert 
wird. (Vereinsgesetz-Novelle 1985; Bundesministerium für Inneres: 
GZ. 90.745/2-11/15/85). 

Beilagen 

F.d.R.d.A.: 

QdJi,'1-

Wien, am 29. März 1985 
Für den Bundesminister; 

Dr. RONOVSKY 
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" 
BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST.'UND SPORT 

Sachbearbeiter: Dr. 'STIFTER 
Tel.: 6620/2368 

Zl. 13.009/2-111/3/85 

·An das 
Bundesministerium 
für Inneres 

in-· Wien 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Vereinsgesetz 1'951 geändert. wird 
lVereinsgesetz-Novelle 1985); Stellungnahme 

Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport nimmt zum 
obzitierten Entwurf wie folgt Stellung: 

§ 6 Abs. 1. sieht derzeit di� M5g1ichk �it der Untersagung der Ver­
einsbildung vo�, w�nn der Verein nach seinem Zwecke oder ,nach 
seiner Einr.ichtung gesetz- oder rechts�.idrig oder staatsgefäh.r­
lich ist. Die Neufassung dieser Bestimmung sieht vor, daß der Be­
griff "staatsgefährlich" durch einen neuen Ank�Üpfungspunkt näm­
lich durch die "demokratischen Prinzipien" ersetzt wird. Dadurch 
soll unter anderem verhinder� werden, daß das Mitspracherecht für 
Mitglieder eingeschränkt wird, doch legt g�rade die Tatsache, daß 
der Begriff "Staatsgefährlichkeit" durch den der "demokratischen 
Prinzipien" ersetzt wurde, eine ged�nkliche Verbindung zum demo­
kratischen Verfassungsprinzip (Art. 1 B-VG) bzw. allgemeinen 
Demokratiebegriffen der Staatslehre nahe. Dieser Begriff de� 
Demokratie bezieht sich ausschließlich auf Fragen der �taatlichen 
Willensbildung bzw. Rechtserzeugung, zumindest insoweit er in der 
Rechtsordnung verwendet wird. Die interne Willensbildung eines 
Vereines beruht auf einer Ubereinkunft der Mitglieder, die neben 

.dem 5ffentlich-rechtlichen, auf dem Vereinsgesetz fußenden Cha­
rakter auch den eines privatrechtlichen Vertrages hat. Das im 
bürgerlichen Recht verankerte Prinzip der Vertragsfreiheit kann 
zwar sicherlich durch zwingende Normen des Vereinsrechtes einge­
schränkt werden, es stellt sich aber die Frage, ob gegen die vor­
gesehene Bestimmung nicht Bedenken unter dem Gesichtspunkt des 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf Vereinsfreiheit 
geltend gemacht werden k5nnten. 
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Gemäß Art. 11 Aba. 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention 
da�f die AusUbung der Vereinsfreiheit nur insoweit durch das Ge­
setz beschränkt.-- w-erden,. als diese Einschränkungen in eLner demo­
kratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder Bfrent­
lichen Sicherhei t , der Aufrechterhaltung der O r'dnung -und zu'r Ver-

-brechensverhUtung, des Schutzes der Gesundheit und der Moral oder 
des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind. 
Ob ein zwanghaftes "Verordnen" demokratischer Struktu�en und so�" 
�it eine staatliche (zumindest teilweise) Reglementierung des 
inneren Vereinslebens tatsächlich fUr den Schutz der Rechte voll 
geschäftsfähiger Personen erforderlich ist, erscheint zumindest 
zweifelhaft. In den Erläuterungen wird angefUhrt., daß die Entfer­
nung des- Begriffes "-Staat.sgefährlichkeit" bewirken sollr--daß die 
Untersagung der VereLnsbildung kUnftig nur mehr unter AnfUhrung 
einer konkreten Norm mBglich sein soll; der "beue ,- äußerst· schwie­
rig auszulegende unbestimmte Gesetzesbegriff'"demokrati�che 
Grundsätze" erscheint aber kaum geeigneter, in dieser Hinsicht 
ein größeres Maß an Rechtssicherheit zu gewährleisten, zumal an 
den zwingenden Vorschriften des Vereinsgesetzes Uber die interne 
Willensbildung des Vereines niqhts wesentliches geändert. werden 
soll. 

Die neue Bestimmung wUrde daher das Bundesministerium rOr �nter-
:1' , 1 

richt, Kunst und Sport, das von den VereinsbehBrden bezUglieh 
allfälliger UntersagungsgrOnde befaßt wird, bei der PrUfung, in­
wieweit ein Verein "demokratischen P�inzipien" w�derspricht, im 
Sinne des oben-Erwähnten vor große Probleme stellen. 

F.d.R.d.A.: 

�ofb 

Wien, am 29. März 1985 
FUr den Bundesminister: 

Dr. RONOVSKY 
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